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[ABFALLRECHT]

Rechtsprechung Bearbeitet von Ferdinand Kerschner

Ü Keine Haftung des Rechtsnachfolgers des Verursachers, Rechtsnachfolger
des Liegenschaftseigentümers haftet hingegen

Ü Aus den §§ 73, 74 AWG 2002 ergibt sich, dass
unmittelbar nach dem Verursacher der Liegen-
schaftseigentümer der Zweite in der Kette der Haf-
tenden sein soll.
Ü § 74 Abs 2 AWG 2002 erweitert die Haftungs-
kette auf die Rechtsnachfolger des Liegenschafts-
eigentümers als dritte (und weitere) Glieder in der
Haftungskette.
Ü Die Haftungsbeschränkung des ursprünglichen
Liegenschaftseigentümers ist untrennbar daran ge-

koppelt, dass er durch die Gestattung von Anlagen
etc einen Vorteil gezogen hat (arg: „daraus“). Da für
den Rechtsnachfolger die Gestattung keine Haf-
tungsvoraussetzung ist, kommt für ihn auch diese
Koppelung von Gestattung und daraus gezogenem
Vorteil nicht in Betracht. Hingegen ist es keine Vo-
raussetzung für die Haftung des Rechtsnachfol-
gers, dass er einen Vorteil iSd Abs 3 erlangt hat.

Sachverhalt:
Auf dem Areal einer Tankstelle sind vor 1985 gefähr-
liche Abfälle in den Boden eingedrungen. Die Betreibe-
rin der Tankstelle und Verursacherin/Verpflichtete
(eine Gesellschaft) ist mehrfach verschmolzen, umge-
wandelt und gespalten worden und hat sich zum Zeit-
punkt der Erteilung des abfallrechtlichen Behand-
lungsauftrags im Stadium der Liquidation befunden.
Der Betrieb der Tankstelle ist 2002 eingestellt worden,
das Bestandverhältnis der damaligen Rechtsnachfolge-
rin der Verursacherin mit dem Bf und dem damaligen
Miteigentümer der Liegenschaft ist ebenfalls 2002 auf-
gelöst worden.

Der Bf, an den schlussendlich der bekämpfte Be-
handlungsauftrag nach § 74 AWG 2002 ergangen ist,
war ab 1987 Miteigentümer der betroffenen (kontami-
nierten) Liegenschaft, ab 2006 aufgrund einer Schen-
kung Alleineigentümer. Seine Berufung gegen den Be-
handlungsauftrag war schlussendlich erfolglos. Gegen
die abschlägige Berufungsentscheidung des LH von
Wien richtete sich die gegenständliche Beschwerde.

Sowohl in der Berufung als auch in der Beschwerde
wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass Verpflich-
tete sowie deren Rechtsnachfolger vorhanden seien,
denen die Maßnahmen aufzutragen seien. Die Verun-
reinigungen seien der ursprünglichen Betreibergesell-

schaft zuzurechnen, und das Liquidationsverfahren be-
treffend deren Rechtsnachfolgerin sei noch nicht abge-
schlossen, sodass letztere Gesellschaft Normadressatin
sei. Ebenfalls kämen allfällige Erben von früheren
(natürlichen Personen als) Tankstellenbetreiber(n) als
Verpflichtete iSd § 73 Abs 1 AWG 2002 in Betracht,
womit – da noch mehrere gem § 73 AWG 2002 Ver-
pflichtete feststellbar seien – für eine subsidiäre Haf-
tung des Liegenschaftseigentümers nach § 74 AWG
2002 kein Platz bliebe.

Auch habe der Bf keine Kenntnis von der Verunrei-
nigung gehabt bzw haben müssen, da es in den 70er-
und 80er-Jahren des vorigen Jahrhunderts nicht der
allgemeinen Lebenserfahrung entsprochen hätte, dass
der Betrieb von Tankstellen Verunreinigungen verur-
sache.

Weiters käme ihm die Privilegierung des § 74
Abs 3 AWG 2002 zugute, da die Verunreinigung vor
dem 1. 6. 1990 stattgefunden hätte. Es seien daher
Feststellungen hinsichtlich einer ausdrücklichen Ge-
stattung sowie Vorteilsziehung erforderlich gewesen.
Tatsächlich habe man nämlich so gut wie keinen Vor-
teil aus dem Bestandsverhältnis gezogen, da der Be-
standzins weit unter dem marktüblichen Preis gelegen
sei. Eine Vergütung für allfällige Ablagerungen sei
nicht erfolgt. Ü

RdU 2013/25

§ 73 Abs 1,
§ 74 Abs 1,
2 und 3 AWG 2002

VwGH
21. 11. 2012,
2009/07/0118

(subsidiäre)
Liegenschafts-
eigentümer-
haftung;

Verursacher-
haftung;

Haftung des
Rechts-
nachfolgers
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Aus den Entscheidungsgründen:
[Ausgangsverfahren]
Der Bf wendet sich gegen seine Heranziehung als
Rechtsnachfolger des Liegenschaftseigentümers mit
der Begründung, es seien noch Rechtsnachfolger des/
der Verursacher/s vorhanden; deren Haftung gehe der
Haftung des Rechtsnachfolgers des Liegenschaftseigen-
tümers vor.

[Primär-Verpflichtete nach § 73 AWG 2002]
Ob eine Rechtsnachfolge in Rechte und Pflichten, die
ihre Grundlage im öffentlichen Recht haben, stattfindet,
ist jeweils anhand jener Vorschriften zu ermitteln, wel-
che die öffentlich-rechtlichen Rechte und Pflichten, um
deren Übergang im Weg einer Rechtsnachfolge es geht,
statuieren. Eine solche Rechtsnachfolge muss nicht
zwingend ausdrücklich vorgesehen sein; sie kann sich
aus einer Zusammenschau der jeweiligen öffentlich-
rechtlichen Norm mit Bestimmungen des Zivilrechts
ergeben. Von einer solchen Rechtsnachfolge wird insb
dann auszugehen sein, wenn die öffentlich-rechtliche
Norm sie zwar nicht ausdrücklich anordnet, aber er-
kennbar darauf aufbaut oder wenn die öffentlich-recht-
liche Norm ohne eine solche Rechtsnachfolge nicht
sinnvoll und vollständig wäre.

§ 73 AWG 2002 spricht vom „Verpflichteten“. An
ihn ist der Behandlungsauftrag zu erteilen. Für ihn be-
steht aber auch bereits vorher die Pflicht, den gesetz-
widrigen Zustand zu beseitigen. Es liegt daher auch
schon vor der Erlassung des Behandlungsauftrags eine
öffentlich-rechtliche Verpflichtung vor.

Den Ausdruck „Verpflichteter“ verwendete auch die
Vorgängerbestimmung des § 73 AWG 2002, § 32 AWG
1990. Als „Verpflichteten“ sah die Rspr des VwGH den-
jenigen an, der einen der Tatbestände des § 32 Abs 1
AWG 1990 verwirklicht hat (vgl das hg Erk v 24. 10.
1995, 95/07/0113 VwSlg 14.353/A).

Zu § 73 AWG 2002 hat der VwGH ausgesprochen,
dass als Verpflichteter eines Behandlungsauftrags je-
denfalls derjenige anzusehen ist, der eine Beeinträchti-
gung der öffentlichen Interessen iSd § 1 Abs 3 AWG
2002 zu verantworten hat, sowie derjenige, der Abfälle
entgegen dem § 15 Abs 3 AWG 2002 sammelt, lagert
oder behandelt (vgl das hg Erk v 23. 3. 2006, 2005/07/
0173 VwSlg 16.871/A).

[Keine Haftung des Rechtsnachfolgers
des Verursachers]
§ 73 AWG 2002 hat demnach den Verursacher eines
gesetzwidrigen Zustands im Auge. § 74 Abs 1 AWG
2002 knüpft an diesen Begriff des Verpflichteten an:
Wenn der gem § 73 Verpflichtete nicht feststellbar,
zur Erfüllung des Auftrags rechtlich nicht imstande
ist oder aus sonstigen Gründen nicht beauftragt werden
kann, so ist der Auftrag dem Eigentümer der Liegen-
schaft zu erteilen, auf der sich die Abfälle befinden.

Aus den §§ 73 und 74 AWG 2002 ergibt sich daher,
dass unmittelbar nach dem Verursacher der Liegen-
schaftseigentümer der Zweite in der Kette der Haften-
den sein soll. Daraus folgt aber, dass eine Rechtsnach-
folge in die Verursacherposition in öffentlich-rechtli-
cher Hinsicht, die einen Behandlungsauftrag an den

Rechtsnachfolger des Verursachers erlauben würde,
nicht vorgesehen ist.

Das steht auch mit der Rspr des OGH zu der mit
§ 74 AWG 2002 vergleichbaren Bestimmung des § 31
WRG 1959 im Einklang: In seinem Beschluss v 27. 8.
1997, 1 Ob 72/97p, hat der OGH ausgesprochen, dass
die primäre Haftung auf dem Boden des § 31 Abs 2
und 3WRG – anders als bei der als subsidiär beurteilten
Haftung des Liegenschaftseigentümers, die auch unter
bestimmten Voraussetzungen dessen Rechtsnachfolger
zur Last fallen kann (§ 31 Abs 4 S 2 WRG) – nicht auch
den oder die Rechtsnachfolge des Verursachers trifft.
Eine Haftung des Bf scheidet daher nicht deswegen
aus, weil noch auf Rechtsnachfolger des Verursachers
gegriffen werden könnte.

[Zur Haftung des Liegenschaftseigentümers
als Zweiter in der Haftungskette]
§ 74 Abs 1 AWG 2002 nennt in der Kette der Haftungs-
pflichtigen an zweiter Stelle nach dem Verursacher
(Verpflichteter nach § 73 Abs 1 AWG 2002) den Eigen-
tümer der Liegenschaft, auf der sich die Abfälle befin-
den; § 74 Abs 2 AWG 2002 erweitert die Haftungskette
auf die Rechtsnachfolger des Liegenschaftseigentümers
als dritte (und weitere) Glieder in der Haftungskette.
Liegenschaftseigentümer ist derjenige, dem die Liegen-
schaft zur Zeit des haftungsbegründenden Ereignisses
gehörte.

Die Bodenkontaminierung stammt nach den Fest-
stellungen im angef B aus der Zeit vor 1985. Wie der
Begründung des angef B weiters zu entnehmen ist, er-
warb der Bf 1987, also nach der Kontaminierung,
„Teile“ der Liegenschaft und wurde 2006 deren Allein-
eigentümer. Er kommt daher nicht für eine Haftung als
Liegenschaftseigentümer, sondern nur als Rechtsnach-
folger des Liegenschaftseigentümers in Betracht, was
deswegen von Bedeutung ist, weil für die Haftung des
Rechtsnachfolgers des Liegenschaftseigentümers an-
dere Voraussetzungen gelten als für jene des Liegen-
schaftseigentümers.

IdZ stellt sich zunächst die Frage, ob die Haftung des
Rechtsnachfolgers eine vom Liegenschaftseigentümer
abgeleitete ist, mit anderen Worten, ob der Rechtsnach-
folger nur dann haftet, wenn beim Liegenschaftseigen-
tümer alle für dessen Haftung vorgesehenen Vorausset-
zungen gegeben waren. Das ist zu verneinen.

[Dies wird in weiterer Folge mit den RV 984 BlgNR
21. GP 104 untermauert und darauf hingewiesen, dass
die Haftung des Rechtsnachfolgers eine originäre ist,
und auch festgehalten, dass nicht untersucht werden
muss, ob all dies auch für die Bestimmungen des WRG
zur Liegenschaftseigentümerhaftung gelten muss.]

[Keine Haftungsbeschränkung für den
Rechtsnachfolger des Eigentümers]
Die Kontaminationen stammen aus der Zeit vor dem
1. 7. 1990. Für Ablagerungen aus dieser Zeit enthält
§ 74 Abs 3 AWG 2002 Sonderbestimmungen für die
Haftung. Es stellt sich daher die Frage, ob die Haftungs-
beschränkungen des § 74 Abs 3 AWG 2002 auch dem
Rechtsnachfolger des Liegenschaftseigentümers zugute
kommen.

RdU
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§ 74 Abs 3 AWG 2002 enthält eine von Abs 2 ab-
weichende Sonderregelung nur für den ursprünglichen
Liegenschaftseigentümer, nicht aber für den Rechts-
nachfolger, ordnet aber im Übrigen uneingeschränkt
die Geltung des Abs 2, also auch von dessen Bestim-
mungen über die Haftung des Rechtsnachfolgers des
Liegenschaftseigentümers, an. Die Haftungsbeschrän-
kung des ursprünglichen Liegenschaftseigentümers ist
untrennbar daran gekoppelt, dass er durch die Gestat-
tung von Anlagen etc einen Vorteil gezogen hat (arg:
„daraus“). Da für den Rechtsnachfolger die Gestattung
keine Haftungsvoraussetzung ist, kommt für ihn auch
diese Koppelung von Gestattung und daraus gezoge-
nem Vorteil nicht in Betracht. Der Rechtsnachfolger
haftet daher, wenn er von der Lagerung oder Ablage-
rung Kenntnis hatte oder bei gehöriger Aufmerksam-
keit Kenntnis haben musste. Hingegen ist es keine Vor-
aussetzung für die Haftung des Rechtsnachfolgers, dass
er einen Vorteil iSd Abs 3 erlangt hat. Seine Haftung ist
auch nicht beschränkt. Dies gilt jedenfalls im Fall eines
Liegenschaftserwerbs nach dem 1. 7. 1990. [. . .]

Der Begründung des angef B ist zu entnehmen, dass
der Bf und [der damalige Miteigentümer] 1987 „Teile“
der [betroffenen] Liegenschaft [. . .] erworben haben.
Aus einem im Akt erliegenden Grundbuchsauszug geht
hervor, dass es sich dabei nicht um „Teile“ iSv Grund-
stücken oder Grundstücksteilen der EZ, sondern um
Anteile (Miteigentum) handelt. Der Bf wurde 1987 zu
1/4, [seine Miteigentümerin] zu 3/4 Miteigentümerin.
[. . .]

Damit stellt sich die Frage, ob es einen Unterschied
macht, ob auf den Erwerb des 1/4-Anteils im Jahre 1987
die Haftungsbestimmungen des AWG 2002 anzuwen-
den sind oder nicht. Dies ist zu verneinen. Das Ergebnis
ist in beiden Fällen dasselbe. Entscheidend ist, dass
auch nach dem 1. 7. 1990, nämlich im Jahr 2006, ein Ei-
gentumserwerb (Erwerb von weiteren Anteilen) an der
Liegenschaft durch den Bf stattgefunden hat.

Wie bereits dargestellt, ist die Haftung des Rechts-
nachfolgers des Liegenschaftseigentümers eine origi-
näre, nicht vom Liegenschaftseigentümer abgeleitete.
Das Gleiche muss auch für die weiteren Erwerber in
der Haftungskette in Bezug auf ihre (mittelbaren und
unmittelbaren Vorgänger) gelten. Das bedeutet, dass
der Bf in Bezug auf den Erwerb der übrigen Anteile

[. . .] im Jahr 2006 als Rechtsnachfolger anzusehen ist
und nach den dafür geltenden Regeln haftet, dh, wenn
er von der Lagerung oder Ablagerung Kenntnis hatte
oder bei gehöriger Aufmerksamkeit Kenntnis haben
musste. Eine „Aliquotierung“ der Haftung kommt nicht
in Frage. Das wird sofort klar, wenn man sich vor Au-
gen hält, worum es im § 74 AWG 2002 geht, nämlich
nicht (primär) um die Kosten, sondern um die Ertei-
lung eines Behandlungsauftrags. Ein solcher aber kann
nicht aliquotiert werden.

[Der Tankstellenbetrieb stellt eine
gefahrgeneigte Tätigkeit dar]
Schließlich bleibt noch zu prüfen, ob der Bf von der Ab-
lagerung Kenntnis hatte oder bei gehöriger Aufmerk-
samkeit haben musste.

Der Betrieb einer Tankstelle stellt eine gefahrge-
neigte Tätigkeit dar. Den Erwerber einer Liegenschaft,
auf der sich ein solches Betriebsobjekt, bei dem die Her-
beiführung von Umweltgefährdungen naheliegt, befin-
det, treffen Erkundigungsverpflichtungen (vgl Onz, Lie-
genschaftseigentum und Haftung [1995] 127). Der Bf
hat nie behauptet, dass er solchen Pflichten nachge-
kommen wäre. Dies wäre für ihn umso leichter möglich
gewesen, da er – nach seinen eigenen Angaben in einer
Vernehmung vor demMagistrat [. . .] – seit 1962 auf der
verfahrensgegenständlichen Liegenschaft wohnt. Die
anlässlich dieser Vernehmung getätigte Aussage, wo-
nach „uns nie bekannt“ gewesen sei, „dass es Kontami-
nationen auf dem Grundstück gab [. . .] Es war nie ein
Thema in der Familie.“ steht im Widerspruch zur Aus-
sage [der Miteigentümerin des Bf] in ihrer Verneh-
mung vor dem Magistrat [. . .] vom selben Tag, wonach
sie gehört habe, dass es „auf dem Grundstück Kontami-
nationen gibt. Da war die Tankstelle schon geschlossen“.

Nach den insoweit unbestritten gebliebenen Fest-
stellungen der bel Beh in ihrem angef B war die Tank-
stelle schon seit Anfang 2002 – also lange vor dem Ei-
gentumserwerb weiterer Anteile der Liegenschaft durch
den Bf im Jahre 2006 – stillgelegt worden.

Die bel Beh konnte daher in schlüssiger Beweiswür-
digung davon ausgehen, dass der Bf jedenfalls im Zeit-
punkt seines Eigentumserwerbs im Jahre 2006 von den
Verunreinigungen Kenntnis haben musste.

Anmerkung:
Das vorliegende Erk ist das letzte in einer Reihe von Erk
zu einem „Dauerbrenner“, nämlich der Haftung des
Liegenschaftseigentümers für Bodenkontaminationen,
wenn der Verursacher nicht herangezogen werden
kann. Und doch ist es beachtlich, da es eben alle inhalt-
lichen „Dauerbrenner“ der letzten Jahre nicht tangiert.
Bemerkenswert ist nämlich die Begründung des GH,
die sich strikt am Wortlauf des Gesetzes orientiert
und – zumindest für den Bereich des AWG 2002, wohl
aber auch für jenen des WRG – bestechend simpel ein
mE nach richtiges Ergebnis mit sich bringt: Während
nämlich § 74 AWG 2002 den Rechtsnachfolger des Lie-
genschaftseigentümers als gleichsam drittes Glied in der

Kette der Haftungssubjekte (nach dem „Verpflichteten“
und dem Liegenschaftseigentümer) kennt, ist § 73
AWG 2002 eine „Rechtsnachfolgerregelung“ fremd.
Als Liegenschaftseigentümer oder dessen Rechtsnach-
folger kommt dabei im Zweifel der im Zeitpunkt
der Bescheiderlassung im Grundbuch Ersichtliche in
Frage.1)

Während die in § 74 Abs 1 AWG 2002 festgelegte
Subsidiarität der Haftung für den Liegenschaftseigentü-
mer in der Vergangenheit bereits zu zahlreichen Ver-
fahren vor den Höchstgerichten geführt hat, die ihrer-

Ü
1) VwGH 30. 8. 1994, 94/05/0055.
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seits wieder zu einer Schärfung dieser Subsidiarität bei-
getragen haben, spielen alle „heißen Eisen“ der letzten
Jahre im gegenständlichen Fall keine Rolle: Weder geht
es hier darum, ob jemand „nicht feststellbar“ ist, oder
ob er bspw wegen eines Insolvenzverfahrens „rechtlich
nicht im Stande“ ist (was aber ohnehin ohne Belang
ist).2)

Noch sind der Auffangtatbestand der „sonstigen
Gründe“ des § 74 Abs 1 AWG 2002 und alle diesbezüg-
lichen Diskussionen über die rechtliche und wirtschaft-
liche Unmöglichkeit oder den unbekannten Aufent-
haltsorts des Primär-Verpflichteten3) oder die in der
Lehre bereit gescholtene „Duldungs-Judikatur“4) be-
müht worden, um das hier gegenständliche Problem
zu lösen. Auch die Frage, ob diese (uneingeschränkte)
Haftung auch für denjenigen gilt, der die Liegenschaft
nach der Ablagerung, aber vor dem 1. 7. 1990 erworben
hat,5) konnte im besprochenen Erk hintangestellt blei-
ben.

Im Endeffekt hat der VwGH mit gegenständlichem
Erk aber ohnehin nur ausgesprochen, was im Gesetz
steht: Gibt es einen Verpflichteten, der Verursacher ei-
ner Kontamination ist, haftet dieser. Gibt es einen sol-
chen nicht, dann haftet nicht der Rechtsnachfolger des
Verpflichteten, da dies im Gesetz schlicht nicht vorge-
sehen ist. Hier bietet aber § 74 AWG 2002 Abhilfe,
der als Zweiten in der Haftungskette den Liegenschafts-
eigentümer kennt, als Dritten (und auch weitere) des-
sen/deren Rechtsnachfolger. Aufgrund der eindeutigen
gesetzlichen Regelung können sich Letztere auch nicht
darauf berufen, dass sie nur im Ausmaß des aus der Ge-
stattung der die Ablagerung bedingenden Anlagen re-
sultierenden Vorteils haften, sondern eben vollumfäng-
lich.

Dies ist aus zwei Gründen konsequent, richtig und
begrüßenswert:
Ü Zum einen wird – was in der heutigen Zeit schon

fast selten geworden ist – dem Gesetzeswortlaut be-
dingungslos der Vorrang vor allfälligen anderen
Auslegungen eingeräumt; was im Übrigen sowieso
nicht in Zweifel zu ziehen ist.6)

Ü Zum anderen unterstreicht das vorliegende Erk
das vom Gesetzgeber intendierte System: Trifft

dieser eine bewusste Entscheidung, den Liegen-
schaftseigentümer oder seine(n) Rechtsnachfolger
für die Beseitigung von Kontaminationen haften
zu lassen, wenn der Verursacher nicht herangezo-
gen werden kann, ist es nur konsequent, dies auch
umzusetzen.

Fragwürdig bleibt bei diesem begrüßenswerten Erk aber
zweierlei:
Ü Kann es für den noch vorhandenen Verursacher

(= Verpflichteten) tatsächlich so einfach sein, sich
durch einen gesellschaftsrechtlich möglichen Um-
wandlungs-, Umgründungs- oder Spaltungsvorgang
gleichsam aus der Haftung zu stehlen?

Ü Hat der Gesetzgeber tatsächlich beabsichtigt, den
Rechtsnachfolger des Liegenschaftseigentümers um-
fangreicher, nämlich nicht auf den erlangten Vorteil
beschränkt, in die Haftung zu nehmen als den Lie-
genschaftseigentümer selbst?

Wenngleich der GH es tunlichst vermieden hat, sich zu
einer eindeutigen Aussage durchzuringen, ob dieses Erk
auch für den Bereich des WRG (§§ 31, 138) von Rele-
vanz sein könnte, ist der Weg diesbezüglich vermutlich
vorgezeichnet, da der VwGH selbst immer wieder die
Parallelen zumWRG in seiner Judikatur durchscheinen
lässt und freilich auch die ähnliche Intention des Ge-
setzgebers im Bereich des Wasserrechts eine 1 : 1-Um-
lage des gegenständlichen Erk mehr als nur wahr-
scheinlich macht.

Peter Sander

Ü

2) VwGH 23. 5. 1996, 96/07/0071; VwGH 22. 2. 2001, 2001/07/
0018.

3) Siehe zB VwGH 14. 12. 1995, 95/07/0112.
4) ZB VwGH 30. 8. 1994, 94/05/0055; VwGH 14. 12. 1995, 05/07/

0112; siehe dazu auch die grundlegende Kritik von Kerschner, „Dul-
dungsjudikatur“ des VwGH ist nicht zu dulden, RdU 1996, 76; kri-
tisch dazu auch Hauer in Bergthaler/Wolfslehner (Hrsg), Das Recht
der Abfallwirtschaft2 254; diese Judikatur im Lichte des verfassungs-
gesetzlichen Sachlichheitsgebots („Die [subsidiäre] Haftung muss
[. . .] vorhersehbar sein.“) offensichtlich begrüßend Piska, Das Recht
des Abfallmanagements II 129 f und FN 207.

5) Verneinend List/Schmelz, Kommentar zum AWG 2003 (2008) 469 f.
6) Grundlegend mit zahlreichen Judikaturverweisen Adamovic/Funk,

Allgemeines Verwaltungsrecht3 59; ebenso Antoniolli/Koja, Allgemei-
nes Verwaltungsrecht3 101 ff.

RdU

40 RdU [2013] 01


